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Frage der Persönlichkeit
Basel-Stadt verweigert sich dem Homeschooling

Von Markus Wüest

Basel. Als Nina Z.* alt genug für den 
Kindergarten war, wollte sich ihre Mut­
ter gerne vorher ansehen, wohin die 
Tochter kommen würde. Die Kontakt­
aufnahme mit den Behörden ging 
schief. Tamara Z.* wurde beschieden, 
dass es nichts im Voraus anzusehen 
gäbe, denn es gehe in dieser Sache nicht 
«um Tourismus», vielmehr würden die 
Kinder den Kindergärten zugewiesen. 
«Zugewiesen». Ein Wort, das Tamara Z. 
in den falschen Hals geriet. Das klang 
ihr zu sehr nach Autorität, nach Zwang. 

Nina Z. ging nie in diesen Kindergar­
ten. Sie blieb daheim. Als es um die Ein­
schulung in die Primar ging, versuchten 
es die Eltern mit einer Privatschule statt 
der staatlichen. Aber Nina war dort nicht 
glücklich. So begann die Erfahrung mit 
Homeschooling, der Schule zu Hause. 
Und parallel dazu die Erfahrung mit dem 
Erziehungsdepartement. Letztlich wurde 
folgende Lösung bewilligt: Nina lernte zu 
Hause nach den Vorgaben des Centre Na­
tional d’Enseignement à Distance (CNED), 
einer Fernschule nach den Regeln und 
Vorgaben des französischen Bildungs­
ministeriums. Jahr für Jahr musste die Fa­
milie Z. beim Kanton um eine Bewilligung 
ersuchen, vier Jahre lang wurde sie ge­
währt. Der schulpsychologische Dienst 
kontrollierte in periodischen Abständen, 
ob Nina die altersgerechten Fortschritte 
machte. Alles war in Ordnung.

Keine Bewilligung mehr
Bis Ende Juni 2010 der Brief des Kan­

tons eintraf, der zwar die Bewilligung für 
das 4. Primarschuljahr enthielt – aber 
auch die Bemerkung, dass für die OS kei­
ne neuerliche Bewilligung erteilt werden 
würde. Seither liegt die Familie Z. mit 
dem Kanton wieder im Clinch. Der Rekurs 
der Eltern wurde abgelehnt, das Verwal­
tungsgericht, die nächste Instanz, bestä­
tigte den Entscheid, und auch das Bundes­
gericht gab am 25. Januar der Beschwerde 
der Eltern gegen das Urteil des Verwal­
tungsgerichts nicht statt, wie letzte Woche 
bekannt wurde (BaZ vom Donnerstag).

Massgebend in der ganzen Diskussi­
on zwischen Eltern und Staat ist das Bas­
ler Schulgesetz vom 4. April 1929. Dort 
ist unter Artikel 135, Absatz 2, nachzule­
sen: «Das Erziehungsdepartement wird 
die Erlaubnis (für den Unterricht zu 
Hause; Anm. d. Red.) nur erteilen, wenn 
die Persönlichkeit des Lehrers oder der 
Lehrerin für einen guten Privatunter­
richt Gewähr leistet.» Wie ist das zu ver­
stehen? Beinhaltet das Wort Persönlich­
keit auch eine Qualifikation als Lehrer?

Der Anwalt der Familie Z. stellte sich 
auf den Standpunkt, dass es willkürlich 
sei, wenn das Erziehungsdepartement 
dies so auslege. Das Bundesgericht 
schreibt in seinem Urteil: Mit dem Be­
ginn der OS würden den Kindern nicht 

mehr die «elementaren Schulkenntnisse 
vermittelt». Sondern es solle eine «allsei­
tig ausgewogene Entwicklung und Ent­
faltung» der Fähigkeiten und Möglich­
keiten des Kindes gefördert werden. Der 
«Fächerkanon» werde erweitert. Und die 
ganze, nun breitere Palette des Wissens 
müsse «von verschiedenen Fachlehrerin­
nen und -lehrern vermittelt werden».

Deshalb ist es in den Augen der Bun­
desrichter, die über den Fall berieten, 
nicht willkürlich, «dass die Vorinstanzen 
unter dem Passus ‹wenn die Persönlich­
keit des Lehrers oder der Lehrerin für ei­
nen guten Privatunterricht Gewähr leis­
tet› gewisse pädagogische und fachliche 
Voraussetzungen verstehen». Und da Ta­
mara Z. zwar über ein Baccalauréat, 
nicht aber über pädagogische und fachli­
che Ausbildungen verfüge, sei es auch 
nicht willkürlich, dass die Vorinstanzen 
«ihr die Kompetenz für diese höhere Un­
terrichtsstufe abgesprochen haben».

Tamara Z. akzeptiert das Urteil nicht. 
Sie weist im Gespräch mit der BaZ darauf 
hin, dass mit dem CNED diese fachliche 
Kompetenz gegeben sei, da Nina via 
Computer mit verschiedenen Lehrperso­
nen jederzeit Kontakt aufnehmen könne. 
«Sie erhält Lektionen im MP3-Format, 
wird mündlich wie schriftlich von offizi­
ellen Lehrern geprüft, sie hat alle Fächer, 
von Mathe über Geometrie bis Biologie.» 
Das CNED sei in Frankreich anerkannt, 
eine indiskutable, vollwertige Ausbil­
dung. Wenn man einmal einen Termin 
verpasse, ergehe sofort eine Meldung.

Das Bundesgericht jedoch stellt einzig 
auf ihre Rolle als Lehrerin im Privatunter­
richt ab. Interessant ist, dass im Vergleich 
mit früheren Entscheiden der obersten 
Richter nicht fundamental an der Soziali­
sation des Kindes gezweifelt wird.

Volksschule als grosse Klammer
Christoph Eymann, Vorsteher des 

Basler Erziehungsdepartements, be­
grüsst das Urteil. In einer zunehmend 
auseinanderdriftenden Gesellschaft sei 
die Volksschule «die grosse Klammer, die 
man verteidigen muss». Ansonsten gäbe 
es immer mehr Ausnahmen. Von Kin­
dern, die zu Hause unterrichtet werden, 
bis zu jenen, die aus religiösen Gründen 
dem Schwimmunterricht fernbleiben.

Die Familie Z. wird das Urteil höchst­
wahrscheinlich an den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte weiter­
ziehen. Und sie wird vor allem Nina 
auch jetzt nicht in die OS schicken. Lie­
ber zahlt sie Bussen. 

Wie der Konflikt weitergeht? «Wir 
werden sehen», sagt Eymann. «Falls ir­
gendjemand findet, wir hätten eine zu 
wenig deutliche rechtliche Grundlage, 
bin ich durchaus bereit, das Schulgesetz 
zu ändern.» Gäbe es dann ein allfälliges 
Referendum, werde der Souverän am 
Ende entscheiden können. 
* Namen geändert.
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Das Ergebnis  
der Frage  
vom Samstag: 
Ist Pflicht für 
Alkoholtest im 
Auto sinnvoll?

Sollen Schafe statt 
Hirsche im Park weiden?

Anwohner stören sich daran, dass die 
Zahl der Damhirsche im Schwarzpark 
über Abschussaktionen durch den Er­
lenverein unter Kontrolle gehalten wer­
den muss (siehe Text auf dieser Seite). 
Könnten Sie sich vorstellen, dass die 
Damhirsche durch eine seltene Schafart 
ersetzt werden?  www.baz.ch

Ungewisse Zukunft für 
Schwarzpark-Hirsche
Erlenverein möchte Damhirsche aufgeben und durch Schafe ersetzen

Von Markus Vogt

Basel. Die Hinterlassenschaft der 
Familie Schwarz ist einzigartig: Ein  
62 000 Quadratmeter grosser Park in­
mitten des Wohngebietes, zwischen 
dem Gellert- und dem Lehenmattquar­
tier, so gross wie etwa zehn Fussball­
felder. Ein Idyll, nicht nur für die Bevöl­
kerung, sondern auch für die Damhir­
sche, die dort leben. Kein Wunder, dass 
die Stadtbevölkerung nicht einfach zu­
sehen mochte, als der Park zu ver­
schwinden drohte. Aus den umliegen­
den Quartieren wurde eine Volksinitia­
tive zur Erhaltung des Schwarzparks 
lanciert.

Das war in den Achtzigerjahren. Im 
Dezember 1991 beschloss das Volk 
nach einem bewegten Abstimmungs­
kampf mit einer Mehrheit von 58,7 Pro­
zent, dass der Kanton den Park kaufen 
und erhalten solle. Der Schwarzpark 
wurde von der Bau- in die Grünzone 
umgeteilt, was den Kanton 47 Millio­
nen Franken kostete; so viel musste den 
bisherigen Eigentümern für den Park 
bezahlt werden. Der Betrag lag ur­
sprünglich noch höher, bei über 60 Mil­
lionen, doch vermochte man einen 
Kompromiss auszuhandeln, mit dem 
alle leben konnten. 

Um die Akquisition abzufedern, gab 
der Kanton später einen Teil des Parks, 
etwas weniger als zwölf Prozent der 
Gesamtfläche, zur Überbauung frei. In 
der Folge realisierten bauwillige Inves­
toren zwei mehrgeschossige Wohn­
liegenschaften, eine an der Gellertstras­
se, die andere an der Redingstrasse. Das 
beeinträchtigte den Park nicht allzu 
sehr, das Idyll ist auch so noch sehr 
gross. 

Die Herde darf nicht zu gross sein
Nun aber ist ein neues Problem auf­

getaucht: die Hirsche. Die Hege der Her­
de obliegt dem Erlenverein, der im Klein­
basel den Tierpark Lange Erlen betreibt. 
Dies geschieht im Auftrag der Stadtgärt­
nerei, die im Namen des Kantons den 
Park verwaltet.

Der Erlenverein hält seit dem Jahr 
1871 Hirsche, keine Frage, dass die Kom­
petenz für die Haltung dieser Tiere vor­
handen ist. Gegen ein jährliches Entgelt 
von 10 000 Franken erledigt der Erlen­
verein seine Aufgaben zur absoluten Zu­
friedenheit des Auftraggebers, der Stadt­
gärtnerei. Unter anderem sorgt er dafür, 

dass genügend Futter vorhanden ist – vor 
allem in Kälteperioden, wie jetzt gerade 
eine herrscht. 

Jedes Jahr wächst die Gruppe
Das Problem ist nun nicht etwa die 

Hirschhaltung an sich. Problematisch 
ist vielmehr die Tatsache, dass jedes 
Jahr einige Tiere aus der Gruppe ent­
fernt werden müssen, damit die Popula­
tion nicht zu gross wird. Aktuell sind es 
26 Tiere, sagt Edwin Tschopp, Ge­
schäftsführer der Langen Erlen, und von 
diesen müssen noch fünf herausgenom­
men werden. Jedes Jahr wächst die 
Gruppe um etwa 15 Einheiten, weil in 
der Regel jede Hirschkuh ein Jungtier 
auf die Welt bringt. Wenn die Witte­
rungsbedingungen während der Setz­
zeit und später einigermassen gut sind, 
überleben die meisten. 

Anders als Haustiere können Wild­
tiere nicht einfach mit einem Lastwagen 
abgeholt und zum Schlachthof geführt 
werden; sie müssen gemäss den Vorschrif­
ten des Jagdgesetzes getötet werden. Das 
heisst: mit Munition, die etwa der Ge­
wehrmunition entspricht, die auch von 
der Schweizer Armee verwendet wird.

Das macht Lärm und hat einen Teil 
der Bevölkerung erschreckt. Ein guter 
Teil der Leute versteht zwar, dass Jahr für 
Jahr einige Hirsche erlegt werden müs­
sen. Andere dagegen geben sich gegen­
über dem Erlenverein, höflich ausge­
drückt, ausserordentlich hartnäckig und 
unversöhnlich, obwohl vor jeder Ab­
schussaktion die Bewohner rund um den 
Park vorgewarnt werden. «Die Herde darf 
aber nicht zu gross werden, sonst ist der 
Park übernutzt», sagt Edwin Tschopp. 
Geschossen werden in der Regel die 
männlichen Jungtiere; die Herde besteht 
aus einem Bock und sonst lauter Hirsch­
kühen.

Der Erlenverein diskutiert das Prob­
lem schon seit längerer Zeit. Unlängst 
wandte er sich an die Stadtgärtnerei mit 
dem Vorschlag, die Hirschpopulation 
im Park aufzulösen und stattdessen an­
dere Tiere anzusiedeln, zum Beispiel 
Schafe. Tschopp kann sich vorstellen, 
eine seltene Schafart im Park unterzu­
bringen.

Stadtgärtner Emanuel Trueb ver­
steht die Sorgen des Erlenvereins. In der 
heutigen Zeit sei es eben schwierig, mit­
ten in einer Stadt für eine Abschussakti­
on Verständnis zu erwarten, meint 
Trueb, der selber Jäger ist und dieses 

Abschussaktionen. Jährlich müssen einige Tiere getötet werden, damit die Damhirschherde nicht zu gross wird.  Foto Roland Schmid
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Lebensfroh und lebenstüchtig
Von Markus Wüest

In Basel-Stadt gilt 
eine liberale 
Haltung zum 
Thema Home­
schooling, wenn 
man sich einzig 
auf das gültige 
Schulgesetz von 

1929 abstützt. Zunehmend restrikti­
ver ist dessen Auslegung. Sowohl 
auf kantonaler Ebene wie auch in 
den diesbezüglichen Entscheiden 
des Bundesgerichts. 
Bis jetzt argumentierten die Bundes­
richter oft mit der mangelnden 
Sozialisation eines Kindes, das nicht 
in eine «normale» Schule geht. In 
offensichtlicher Ignoranz oder 
Unkenntnis zahlreicher Untersu­
chungen aus den USA und Grossbri­
tannien, die das Gegenteil belegen. 
Im jüngsten Fall aus Basel wird 
haarspalterisch die «Persönlichkeit 
des Lehrers» so interpretiert, dass 

ein Homeschooling ab Sekundar­
stufe künftig gar nicht mehr möglich 
wäre, denn welcher Elternteil bringt 
schon alle fachlichen Kenntnisse von 
Biologie über Mathe bis Französisch 
mit, um diesen Ansprüchen zu 
genügen?
Letztlich aber versteckt sich hinter 
der Wortklauberei – und der dürf­
tigen Argumentation, wenn es um 
die Sozialisation geht – die Angst 
vor Ausnahmen, vor einem Weg, 
der auch zum Ziel führen könnte. 
Als wäre jeder Absolvent der 
öffentlichen Schulen am Ende 
lebensfroh und lebenstüchtig. Als 
wisse der Staat nicht ganz genau, 
dass es Fälle gibt, bei denen die 
Volksschule kläglich scheitert. 
Das ist unsouverän, mutlos und 
unehrlich. Man verschliesst sich so 
einer fundierten Diskussion über 
einen Ausweg, der für manche der 
richtige Weg ist.
markus.wueest@baz.ch

Fach versteht. Allerdings gibt es weitere, 
mit dem Tierschutz zusammenhängen­
de Probleme: Das Veterinäramt, zustän­
dig für die Umsetzung des neuen Tier­
schutzgesetzes, machte dem Schwarz­
park Auflagen für die Infrastruktur. So 
sollte ein auf drei Seiten geschlossener 
Unterstand eingerichtet werden, der 
den Tieren Wetterschutz bietet. (Hirsche 
sind allerdings wetterfest.) Und im Park 
müsste es möglich sein, die Tiere zu se­
parieren – eine entsprechende Einrich­
tung fehlt heute. 

Öffnung des Parks für alle
Der Schwarzpark soll nun der Öf­

fentlichkeit zugänglich gemacht wer­
den. Entsprechende Pläne hat die Stadt­
gärtnerei längst vorbereitet. Mit der 
Umsetzung hat man aber noch gezögert: 
«Ein Teil des Quartiers möchte das, an­
dere bevorzugen einen ruhigen Park wie 
bisher», sagt Trueb.

Für die Hirsche sind zwei Drittel des 
Parks reserviert, ein Drittel steht für alle 
offen. Sehr geschätzt wird, dass das 
Gärtnerhaus für Veranstaltungen ge­
nutzt werden kann. Für viele Anwohner 
gehört das Röhren der Hirsche dazu, sie 
möchten es nicht missen. Eine Anwoh­
nerin erklärte der BaZ, es sei wohl nicht 
sinnvoll, den Park für alle zu öffnen: 
«Wenn man weiss, wie der Mensch sich 
verhält, ist ein solches Gebiet viel zu 
rasch übernutzt.» 


